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Damen und Herren Stcdtröte
Foch

Antrag der Froktion Die Linke vom 14.06.20t8 zur Anderung von S 6 Absotz I
Sqtz 3 Houptsotzung gemöß Verwoltungsvorloge 762/20t8;

,,Im S 6 Absatz l soll der Sqtz 3 wiefolgt geöndert werdent

Dos Störkeverhöltnis wird entsprechend S 2t Absatz t des Gesetzes über die
Kommunolwohlen im Freistoot Sachsen in der jeweiligengeltenden Fossung

bemessen.

Begründun9:

fm Kommunolwohlgesetz des Freistqotes Sochsen ist die Stcirkeverteilung bereits
f est geschri eben und es w er den Red undonz en v ermi eden.

Bei möglich en Anderungen des Kommunolwohlgesetzes in diesem Punkt, müsste die
Houptsotzung der Stadt Plauen nicht neu ongeposst werden."

Sehr geehrte Dqmen und Herren Stodtröte,

eingongs bezeichneten Antrag empf ehle ich obzulehnen und nehme im Übrigen dazu wie
folgt Sfellung.

f. Sochverhalt

Die der weiteren Kommunolrechtsfortentwicklung votongegangene Verweisung in

S 42 Absatz 2 Satz 4 Holbsqtz 2 SöchsäemO ouf die Verteilung der Sitze quf die
Woh lvo rschlöge noc h dem d' Hondtsch en Höchs t zahlv erf ahr en

,pemöß S 21 Abs. L des Gesetzes über die Kommunolwohlen im Freistoot Sochsen
(Kommunolwahlgesetz - KomW6) in der Fossung der Bekanntmochung vom

5. September 2OO3 (SöchsGVBl.5.428, 2OO4 5. 182), dos zuletzt durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 28. November 2Ot3 (SöchsGVBl . S.822, 839)
geöndert worden ist, in der jeweils geltenden Fossung"

ist mit dem Hinweis der Stactsregierung quf Seite43 des Regierungsentwurfs
(Drs 6/10367) aufgehoben worden, doss durch die Streichung in S 42 Absotz2Satz4
die Sitzverteilung im Benennungsverf ahren nicht mehr zwingend on dqs

Höchstzohlverfohren noch d'Hondt gekoppelt werde, sondern wie bet der Wohl der
Ausschussmitglieder durch dos in der Hcuptsotzung bestimmte Zöhlverfahren geregelt
werde.
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II. Rechtliche Würdigung

1. Förmlich müsste der Antrog eindeutig und ouch im Übrigen regelkonform wie folgt
gefosst werden:

,,S 6 Absotz I Satz 3 wie folgt gefqsst:

Dqs Störkeverhöltnis wird entsprechend S 21 Absatz 1 des Kommunqlwahlgesetzes in

der Fossung der Bekonntmochung vom 20.04.2018 (SöchsGVBl. 5. 298) in der jeweils
gelt enden Fassung bemessen.rt

Allerdings verkennt der Antrog auch in einer solchen Fossung die Funktion des Sotzes 3

des Entwurfs. Diese .besteht in Ausfüllung des gesetzlich veronlossten Regelungs-

mindestens jedoch Klorstellungsbedorfs nur dorin, dos nach den Sötzen 1 und 2 für dJe

Ausschuss- und Unternehmensorganmitglieder bzw. -organteilmitglieder moßgebliche
Froktionsstörkeverhöltnis nunmehr nqch Sotz 3 ouch ouf die Stellvertreter der
Mitglieder ar erstrecken und dle Stellvertreter domit ebenfqlls im

Benennungsverf ohren a) bestimmen. Ein solches teilweise noch of f enes
Bestimmungsverfohren und ein solches dem Rechtsgrund ncch (wenngleich derzeil nicht
dem Ergebnis noch) teilweise noch off enes Bemessungsverfohren erscheint ollerdings
noch der letzten Vorberotung und ouch noch der Antrogsbegründung nicht gewollt.

Gewollt erscheint off enbor mit dem Antrog, in der Houptsotzung für die Verteilung der
Ausschusssitze der zu wöhlenden Unternehmensgremiensitze und der diesbezüglich
vorgesehenen Stellvertreterfunktionen eine Verweisung ouf dosjenige Verfahren, dos

dqs Söchsische Kommunolwohlgesetz (KomWG) in seiner jeweils geltenden Fossung,

derzeit in S 21 KomWG, angeordnet und im Einzelnen bestimmt hot.

fm Sinn einer solchen Auslegung könnte der Antrag wie folgt klorgestellt und gefosst
werdent

>S 6 Absotz 1 wird wie f olgt gef asst:

,,(1) Noch dem Störkeverhöltnis der Froktionen setzen sich

q) die Ausschüsse,

b) die in die Gesellschafterversommlung, in den Aufsichtsrqt oder in

entsprechende Organe von Unternehmen in einer Rechtsform privcten
Rechts entsondten oder krqft dies ietreffender Rechte
vo?geschlagenen Vertreter, soweit die Stodt nicht durch den

Oberbür germe ister v ert r et en wir d,

c) die Stellverlreter der gemöß Buchstobe o) und Buchstobe b) zu

bestimmen den V ertr et er

zusommen. Dos Störkeverhöltnis wird nqch dem Verfahren bemessen, das

dos Söchsische Gemeinderotswqhlrecht in seiner jeweils geltenden
Fossung für die Verteilung der Sitze des Gemeinderats bei Verhöltniswohl
in Gemeinden mit einem Wqhlkreis bestimmt."<<
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Zur Vorkehrung gegen etwaige Missverstöndnisse sei bereits on dieser Stelle dorouf
hingewiesen, doss eine in diesem Sinne etwo beontragte Verweisung in Sotz 2 insof ern
über die gemöß Anlage t der Verwoltungsvorloge entworf ene Verweisung in Satz 4
hinousgeht, ols sie bereits gleitend (gleichbedeutend mit ,,dynomisch") die Entscheidung
über dos Bemessungsverfohren qn den (Gemeinderotswohl-) Gesetzgeber
zurückdelegiert und dqmit nicht nur storr (gleichbedeutend mit ,,stotisch") die
Bestimmung der Einzelheiten des d'Hondtschen Höchstzohlverfohrens im derzeit
gelt enden G emeinderotswoh I rech t n utzt.

2. Inholtlich empf ehle ich fhnen, ouch einen so ousgelegten Antrog ous folgenden
Gründen qbzulehnen.

o) Die beontrogte gleitende Verweisung ist noch der sog. Wesentlichkeitstheorie

(vgl. BMJV Hondbuch der Rechtsförmlichchkeiten,
ht t p: / / hdr. b mj.d e/ po ge_b.4 .ht ml#an_225 Rn. 246 )

schon desholb unzulcissig, weil der Gesetzgeber mit der vorstehend zu f: dorgestellten
Auf hebung seiner Verweisung in dos Kommunolwohlrecht insoweit nunmehr eine
Entscheidung der Gemeinde über dos Verf ahren zur Verteilung der Sitze verlongt.

Unobhöngig dovon lehne ich sie quch ous f olgenden Gründen ob.

b) Die Vereinborkeit des unobhöngig von der jeweiligen Gemeinderqtswohlrechtsloge
vorgeschlogenen d'Hondtschen Hö'chstzahlverfohrens mit dem 6rundgesetz ist zwqr für
die kommunolwohlrechtliche Sitzverteilung im regelmößig größeren Stodtrqt
(Stodfrotswohl) verfossungsrechtlich geklört (Kommerbeschluss des

Bundesverfossungsgerichts vom 08.08.1994 - 2 BvR 1484/94 - Rn. 9 f.;
SöchsOVG Urteil vom 22.O3.20t6 - 4 A 474/14 - Rn. 32). Jedoch besteht über die
Vereinborkeit unterschiedlicher Sitzverteilungsverfohren für die hier zu bestimmende
Besetzung der. verhöltnismößig regelmößig kleineren kommunolen Ausschüsse
(Ausschusswchl) Streit (v91. Quecke/ Schafforzik Gemeindeordnung für den Freistqot
Sochsen, Kommentor, S 42 Rn.86 mit weiteren Nochweisen dort bei Fußnote 103). Die
Zulässigkeit des d'Hondtschen Auszählverfohrens (quch) für die
Ausschusssitzverteilung ist ollerdings jedenfolls für Sochsen qbergerichtlich geklärt
(SöchsOVG o.o.O.).

c) Überdies besteht auch keine Bindung des gemetndeordnungsrechtlich für die
Ausschusswohl von der Stodt Plouen zu bestimmende Auszöhlverfahren on dos

kommunolwohlrechtlich für die Stodtrotswohl bestimmte Auszöhlverfqhren
(Quecke/Schofforzik o.o.O. Rn. 87 f.). Desholb würde eine Verweisung der beontragten
Art geradezu erst erfordern, dqss ber einer etwaigen Anpossung des

Kommunqlwahlgesetze.s in diesem Punkt eine Anpassung der Houpfsotzung der Stodt
Plouen für die Gremiensitzverteilung geprüft wird.

d) Dorous folgt ouch, doss eine (gleitende) Verweisung der beontrogten Art kein

höheres Moß on Rechtssicherheit vermitteln könnte.Sie würde gor dos Risiko eines
solchen folschen Anscheins bergen.
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Noch ollem würde mit der von der Verwoltung vorgeschlogenen und in der Vorberotung
vom 13.06.2018 mehrheitlich empfohlenen Anordnung des d'Hondtschen
Auszöhlverfohrens dos derzeit in Sqchsen ersichtlich rechtssicherste und bisher ouch
in der Stqdt Plouen bekonhte, erprobte und bewöhrte Verfahren unter der vom

Gesetzgeber nunmehr der Stodt Plquen selbst zugewiesenen Verontwortung
fortgesetzt.

Mit freundlichen Grüßen

/
Rolf el


